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Verfahrensregeln für die Bauleitplanung in der Landeshauptstadt Hannover  

 

1. Zuständigkeit, Verfahren  

1. 1 Die Zuständigkeit des Rates nach § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG bezieht sich auf die ab-

schließende Entscheidung über die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Bauleitplänen.   

1.2 Der Verwaltungsausschuss ist zuständig für  

- den Aufstellungsbeschluss, den Einleitungsbeschluss,  

- den Beschluss über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit,  

- den Auslegungsbeschluss gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie 

- ggf. einen Beschluss über den Verzicht auf den Verfahrensschritt nach § 3 Abs. 1 BauGB,  

sofern sich nicht der Rat in Einzelfällen die Beschlussfassung vorbehält.  

Darüber hinaus ist der Verwaltungsausschuss auch für die Zustimmung zum Abschluss, zur 

Änderung oder zur Aufhebung von Durchführungsverträgen und anderen städtebaulichen 

Verträgen zuständig, soweit diese nicht Geschäft der laufenden Verwaltung sind.  

1.3 Bei Bebauungsplänen von räumlich auf den Stadtbezirk begrenzter Bedeutung trifft ab-

weichend von Ziffer 1.2 der zuständige Stadtbezirksrat die Entscheidung über die Art und 

Weise der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Bauleitplanung (§ 3 BauGB) und 

ggf. den Verzicht darauf (Übertragung nach § 94 Abs. 2 S. 2 NKomVG).  

1.4 Bei Bebauungsplänen von über den Stadtbezirk hinausgehender Bedeutung sowie bei 

Aufstellung oder Änderung des Flächennutzungsplans werden die räumlich betroffenen 

Stadtbezirksräte bei Beschlüssen zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit angehört 

(§ 94 Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 2 Satz 1 NKomVG).  

Ferner werden die Stadtbezirksräte im Rahmen des Auslegungsbeschlusses gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB angehört, bei Flächennutzungsplanänderungen nur, wenn auf die frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit verzichtet werden soll. Gleiches gilt bei der Wiederholung der 

genannten Verfahrensschritte.  

Die Stadtbezirksräte erhalten zu den jeweils nachfolgenden Verfahrensschritten die Drucksa-

chen zur Information. Die Stadtbezirksräte sind über die Regelung in den Absätzen 1 und 2 

hinaus erneut anzuhören, wenn wesentliche Änderungen der Planinhalte erfolgen, die sich 

nicht aus der Beratung der Ratsgremien ergeben.  

Für die Beteiligung der Sanierungskommissionen gilt Ziff. 1.4 entsprechend.  

1.5 Trifft der zuständige Stadtbezirksrat eine Entscheidung gemäß Ziffer 1.3 nicht innerhalb 

von acht Wochen nach Eingang der Aufforderung bei der / dem Bezirksbürgermeister*in, so 

entscheidet der Verwaltungsausschuss.  

1.6 Die fachliche Vorbereitung der Beschlüsse des Verwaltungsausschusses bzw. des Rates 

in allen Bauleitplanangelegenheiten nimmt der Stadtentwicklungs- und Bauausschuss wahr. 

Bauleitpläne im Vollverfahren mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB werden zusätzlich 

im Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Grünflächen beraten.  

In diesem Rahmen achten die Ausschüsse auf die Wahrung der ansonsten von anderen 



Ausschüssen wahrzunehmenden Interessen, soweit sie bauleitplanerisch relevant sind.  

Nicht im Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Grünflächen beraten werden Aufstel-

lungsbeschlüsse, Beschlüsse zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, Beschlüsse über 

den Verzicht auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit bei Flächennutzungsplanän-

derungen und Beschlüsse im Rahmen von Bebauungsplanaufhebungen.  

In Flächennutzungsplan-Angelegenheiten erhalten weitere ggf. durch die Planungsziele in 

ihrem Aufgabenbereich berührte Fachausschüsse die Drucksachen zur Information.  

Die Beteiligung des Fachausschusses in Bauleitplanverfahren gilt als erfolgt, wenn der Aus-

schuss nicht innerhalb von zwei ordentlichen Sitzungsterminen nach Zustellung der Sit-

zungsunterlagen eine Beschlussempfehlung abgibt.  

 

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  

2.1 Als Standardverfahren wird festgelegt:  

- Veröffentlichung der wesentlichen Planinhalte auf Dauer eines Monats im Internet 

- Zusätzlich Zugang zu den wesentlichen Planinhalten auf Dauer eines Monats im Ge-

bäude der Bauverwaltung  

- Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung im Fachbereich Planen und Stadtentwick-

lung - Bereich Stadtplanung.  

2.2 Der Verwaltungsausschuss und die Stadtbezirksräte können im Einzelfall im Rahmen ih-

rer Entscheidungsbefugnisse nach Ziff. 1.2 und 1.3 abweichende Regelungen treffen.  

Bei eilbedürftigen Bauleitplänen oder solchen mit geringfügigen Auswirkungen kann die früh-

zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zeitlich verkürzt, durch eine Anhörungsveranstaltung er-

setzt werden oder gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 BauGB entfallen.  

2.3 Art und Weise der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit bzw. Ort und Zeit der Erörte-

rung werden mindestens eine Woche vor Beginn ortsüblich bekannt gemacht. Dabei werden 

die wesentlichen Planinhalte der Planung stichwortartig dargelegt.  

2.4 Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind schriftlich zu doku-

mentieren. 

 


